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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Überleitung der Beteiligung des ehemaligen Landes Preußen 
am Grundkapital der Deutschen Pfandbriefanstalt auf den Bund 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

§ 1 

Die Beteiligung des ehemaligen Landes 
Preußen am Grundkapital der Deutschen 
Pfandbriefanstalt (ehemals Preußischen Lan- 
despfandbriefanstalt) geht mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes auf den Bund über. 

§ 2 ^ 

Die Deutsche Pfandbriefanstalt untersteht 
als bundesunmittelbare Körperschaft des öf- 


fentlichen Rechts der Aufsicht des zuständi- 
gen Bundesministcrs. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesctzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
zweiten Kalendermonats nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines 

1 . 

Die Deutsche Pfandbricfanstalt ist unter 
ihrer früheren Bezeichnung „Preußische Lan- 
despfandbriefanstalt“ auf Grund des Preußi- 
schen Gesetzes betreffend die Beteiligung 
Preußens an einer gemeinnützigen Grund- 
kreditanstalt vom 20. Mai 1922 (GS S. 117) 
durdi Gründungsurkunde des Preußischen 
Staatsministeriums vom 22. Juli 1922 mit 
dem Sitz in Berlin errichtet worden. Gleich- 
zeitig wurden ihr die Rechte einer Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts verliehen. Nach 
ihrer vom Preußischen Staatsministerium 
festgclegten und vom Preußischen Landtag 
durdi Beschluß vom 8. Juli 1922 gebilligten 
Satzung hat die Anstalt die Aufgabe, in der 
Hauptsache nichtlandwirtschaftlichen Grund- 
kredit zu gewähren. Sie soll erst- und zwelt- 
stelllge „Darlehen im ganzen Gebiete des 
Preußischen Staates zum Zwecke der Her- 
stellung und Erhaltung von Kleinwohnungen 
für die minderbemittelte Bevölkerung“ ge- 
ben (§§ 2 und 14 Abs. 3). Zu diesem Zweck 
hat die Anstalt das Recht, auf den Inhaber 


lautende Pfandbriefe und Kommunalobllga- 
tionen auszugeben sowie Einlagen anzuneh- 
men und Darlehen aufzunchmen (§§ 5 und 
5 a). Sie untersteht dem Gesetz über die 
Pfandbriefe und verwandten Schuldver- 
schreibungen öffentlldi-rechtlicher Kredit- 
anstalten vom 21. Dezember 1927 (RGBl. I 
S. 492). 

Die Tätigkeit der Anstalt ist gemeinnützig. 
Ihr besonderer Aufgabenbercidi als Grund- 
kreditinstitut lag von jeher in der Finanzie- 
rung des sogenannten Kleinwohnungs- und 
Kleineigenheimbaus für die minderbemittelte 
Bevölkerung durch Hergabe billiger erst- 
und nachstelllgcr Hypotheken (zu vgl. § 1 
Abs. 2 der Satzung). Sie hat auf diesen Ge- 
bieten In den ersten Jahrzehnten Ihres Be- 
stehens bahnbrechend gewirkt und eine aus- 
gesprochene Lücke im Realkreditsystem aus- 
gefüllt. Im übrigen hat sie die Tätigkeit der 
anderen Realkreditinstitute privater und öf- 
fentlich-rechtlicher Art ergänzt, indem sie in 
erster Linie Finanzicrungsaufgaben über- 
regionaler Art — z. B. auf dem Gebiete des 
Wohnungsbaus für Vertriebene, Geschädigte 
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und Umsiedler — durchgeführt hat und 
durchführt, zu deren Finanzierung die Ört- 
lichen Realkreditinstitute entweder nicht be- 
rufen oder mangels Mittel nicht in der Lage 
sind. Dabei soll sie auf ein gedeihliches Zu- 
sammenarbeiten mit den etwa auf dem glei- 
chen Gebiet tätigen örtlichen und regionalen 
Grundkreditinstituten Bedacht nehmen (§ 2 
Abs. 6 der Satzung). 

Mit Wirkung vom Januar 1932 wurde die 
Anstalt als Organ der staatlichen Wohnungs- 
politik anerkannt und als solches gemäß § 28 
des Gesetzes über die Gemeinnützigkeit im 
Wohnungswesen in der Fassung des Gesetzes 
vom 29. Februar 1940 (RGBl. I S. 438) den 
als gemeinnützig anerkannten Wohnungs- 
unternehmen gleichgestellt. Nachdem sie am 
29. November 1945 von ihrer Aufsichts- 
behörde, dem Reichs- und Preußischen Wirt- 
schaftsminister, im Einvernehmen mit dem 
Preußischen Finanzminister die Genehmi- 
gung erhalten hatte, ihren Geschäftsbereich 
auf die außerpreußischen Gebiete auszudeh- 
nen, entwickelte sie sich mehr und mehr zu 
einem der bedeutendsten öffentliA-rechtli- 
daen Grundkreditinstitute zur Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus in Deutschland. 

2 . 

Nach dem Zusammenbrudi errichtete die 
Anstalt eine Verwaltungsstelle in Wiesbaden. 
Durch Erlaß des Fiessischen Staatsministe- 
riums — des Ministers der Finanzen — vom 
28. September 1949 wurde ihre Haupt- 
niederlassung gemäß § 3 Abs. 3 der 35. DVO 
zum Umstellungsgesetz als (mit Wirkung 
vom 20. Februar 1945) verlagertes Geldinsti- 
tut mit Geschäftssitz in Wiesbaden anerkannt 
und zum Neugeschäft zugelassen. Die An- 
stalt ist seitdem als überregionales Real- 
kreditinstitut im gesamten Bundesgebiet tä- 
tig und unterhält heute neben der Haupt- 
verwaltung in Wiesbaden und der Verwal- 
tung in Berlin Zweigstellen in Essen, Frank- 
furt (Main) (z. Z. mit der Hauptverwaltung 
vereinigt), Kaiserslautern und Kiel und eine 
Geschäftsstelle in Mündien, sowie Repräsen- 
tanzen in Freiburg (Breisgau), Hamburg, 
Hannover und Stuttgart. 

Um den veränderten staatsrechtlichen Ver- 
hältnissen und der überregionalen Stellung 
der Anstalt Rcdinung zu tragen, wurde ihr 
Name durch gemeinsamen Erlaß der Hessi- 
schen Landesregierung und des Senats von 
Berlin vom 27./30. Juli 1951 mit Zustim- 
mung der beteiligten Bundesminister in 


„Deutsche Pfandbriefanstalt“ geändert (Bun- 
desanzeiger Nr. 152 vom 9. August 1951). 

Da die Anstalt ihren Sitz nadi wie vor In 
Berlin hat (zu vgl. § 1 Abs. 3 der Satzung), 
gehört sie zu den Berliner Altbanken; im 
Zuge des Berliner Altbankengesetzes ist ihre 
Zulassung zum Neugeschäft auch in Berlin 
vorgesehen. 

3. 

An dem 31 Mio RM betragenden vollelnge- 
zahlten Grundkapital der Anstalt war der 
Preußische Staat mit einer Stammeinlage von 
29 621 000 RM, d. h. rd. 95,6 v. H. beteiligt 
(§ 4 Abs. 1 der Satzung). Die restlichen Kapi- 
talanteile standen Im wesentlichen der Deut- 
schen Reichsbahn, der Deutschen Bau- und 
Bodenbank AG. sowie einer größeren Anzahl 
von gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
(Fieimstätten), Städten und Landkreisen im 
ganzen Gebiet des Deutschen Reiches zu. Das 
Grundkapital ist aus dem Reingewinn der 
Anstalt nach Dotierung des allgemeinen Re- 
servefonds jeweils mit höchstens 4 v. H. zu 
verzinsen (§§ 4 Abs. 4 und 38 der Satzung). 
In der von der Bankenaufsiditsbchörde be- 
stätigten vorläufigen Umstellungsrechnung 
der verlagerten Anstalt ist das vorläufige 
Eigenkapital mit rd. 10,8 Mio DM ausge- 
wiesen; cs wird durch eine gemäß der 2. und 
der 35. DVO/UG zuzuteilende Ausgleichs- 
forderung gegen die in Betradit kommenden 
westdeutschen Länder dargestellt. Im übri- 
gen ist die Anstalt auch in Berlin als Berliner 
Altbank nach Maßgabe des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes vom 21. September 1953 
(BGBl. I S. 1439) und des Berliner Altban- 
kengesetzes mit einem vorläufigen Eigen- 
kapital durdi Gewährung einer Ausgleidis- 
forderung gegen den Bund auszustatten. 

Die Kapitalbeteiligung des Landes Preußen 
wurde mit Schreiben des Bundesministers 
der Finanzen vom 27. Juli 1950 an den Hes- 
sisdien Minister der Finanzen im Hinblick 
auf die überregionale Stellung und die be- 
sondere Bedeutung der Anstalt für die Finan- 
zierung des sozialen Wohnungsbaus unter 
Berufung auf Art. 135 Abs. 4 und Art. XV 
Ziffer 20 des — damals noch nicht aufgeho- 
benen — Gesetzes Nr. 19 der amerikanischen 
Militärregierung für den Bund in Anspruch 
genommen. Bei den Verhandlungen zwischen 
Bund und Ländern wegen einer Vereinba- 
rung über die Verwaltung des Reichs- und 
preußischen Vermögens wurde das Recht der 
Bundesregierung zur Übernahme der Ver- 
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waltung der Kapitalbeteiligung Preußens an 
der Deutschen Pfandbriefanstalt und zur 
Ausübung der sich aus ihr ergebenden Ein- 
flußrechte von den Ländern anerkannt. 
Dementsprechend wurde die Anstalt nicht in 
die Anlage zu § 2 Abs. 1 der Verordnung 
zur Durchführung des § 6 des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung der Rechtsverhältnisse 
des Reichsvermögens und der preußischen 
Beteiligung vom 26. Juli 1951 (BGBl. I 
S. 471) aufgenommen; in dieser Anlage sind 
diejenigen Beteiligungen des ehemaligen Lan- 
des Preußen an Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit aufgeführt, deren Be- 
deutung die Verwaltung durch den Bund 
nicht erfordert und deren Verwaltung daher 
dem Sitzland zustehen soll. 

4, 

Nachdem die Bundesregierung Im Zuge des 
genannten Gesetzes vom 21. Juli 1951 
(BGBl. I S. 467), des sogenannten „Vorschalt- 
gesetzes“, im Frühjahr 1952 die vorläufige 
Verwaltung der Kapitalbeteiligung des ehe- 
maligen Landes Preußen und die staatlichen 
Einflußrechte organisatorischer Art über- 
nommen und den Verwaltungsrat der ver- 
lagerten Anstalt neu gebildet hat, bedarf 
nunmehr das Verfügungsrecht über die Ka- 
pitalbeteiligung Preußens als Vermögensrecht 
der endgültigen Klarstellung und Regelung. 
Da es sich bei der Kapitalbeteiligung nicht 
um eine solche an einem Unternehmen des 
privaten Rechts Im Sinne des Art. 135 Abs. 6 
GG, sondern um die Beteiligung am Grund- 
kapital einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts handelt, Ist zur Überführung dieser 
Kapitalbeteiligung auf den Bund als neuen 
Rechtsträger ein Bundesgesetz nach Abs. 4 
des Art. 135 GG erforderlich. Dabei ist da- 
von auszugehen, daß die mit der Kapital- 
beteiligung des Landes Preußen verbundenen 
Rechte an den Vermögenswerten der Anstalt 
nach den bestehenden gesetzlichen Vorschrif- 
ten (zu vgl. Insbesondere Art. 135 Abs. 1 
und 2 GG) zunächst auf die Länder Fiessen 
und Berlin übergegangen sind. Eine hiervon 
abweichende Regelung durch Überführung 
der Kapitalbeteiligung auf den Bund ist 
durch das überwiegende von den Ländern 
anerkannte Interesse des Bundes an der 
Deutschen Pfandbriefanstalt als überregiona- 
lem, im gesamten Bundesgebiet tätigen 
Grundkreditinstitut zur Finanzierung des 
sozialen Wohnungsbaus gerechtfertigt. 

Eine solche bundesgesetzliche Regelung der 
Rechte an der Kapitalbeteiligung (Stamm- 


elnlage) Preußens ist Voraussetzung für die 
Handlungsfähigkeit und das Tätigwerden der 
Hauptversammlung der Anstalt, die sich aus 
den Inhabern der Stammeinlagen zum 
Grundkapital der Anstalt zusammensetzt. 
Die Hauptversammlung ist u. a. für die Fest- 
stellung der Jahresbilanz und die Verteilung 
des Reingewinns der Anstalt, für die Ent- 
lastung des Vorstandes und des Verwaltungs- 
rates sowie für die Beschlußfassung über 
Änderungen der Satzung zuständig (§§ 31 
Abs. 1, 32 Abs. 1, 41 und 42 der Satzung). 
Die seit der Währungsreform von der An- 
stalt auf gestellten Jahresabschlüsse können 
daher erst nach Erlaß dieses Bundesgesetzes 
von der Hauptversammlung festgestellt und 
von der Anstalt veröffentlicht werden; auch 
die sonstigen nach der Satzung der Haupt- 
versammlung vorbehaltenen dringlichen Ver- 
waltungsbeschlüsse, z. B. über notwendige 
Änderungen der Satzung, können erst nach 
Erlaß des Bundesgesetzes gefaßt werden. An- 
gesichts der Bedeutung der Anstalt für die 
Durchführung überregionaler Finanzierungs- 
aufgaben auf dem Gebiet des sozialen Woh- 
nungsbaus erscheint die baldige Schaffung 
der bundesgesetzlichen Voraussetzungen für 
die Handlungs- und Beschlußfähigkeit der 
Hauptversammlung als des obersten Organs 
der Anstalt dringend geboten. 

Im übrigen Ist die förmliche Überleitung der 
Kapitalbeteiligung des ehemaligen Landes 
Preußen auf den Bund durch Bundesgesetz 
auch im Hinblick auf die Im Gange befind- 
liche rechtliche Neuordnung der Kapitalver- 
hältnisse der Anstalt dringlich. In diesem Zu- 
sammenhang ist es auch geboten, die künf- 
tige Belastung, die mit der Bedienung der 
Ausgleichsforderung der verlagerten Anstalt 
gegen die in Betracht kommenden westdeut- 
schen Länder (In Höhe von rd. 26 Mio DM) 
verbunden ist, durch eine Verwaltungs- 
vereinbarung zwischen Bund und Ländern 
neu zu regeln. 

5. 

Das Bundesgesetz nach Art. 135 Abs. 4 GG 
muß bestimmen, daß die Beteiligung (Stamm- 
elnlage) des ehemaligen Landes Preußen am 
Grundkapital der Deutschen Pfandbrief- 
anstalt (ehemals Preußischen Landespfand- 
briefanstalt) auf den Bund übergeht. Zu- 
gleich muß es, nachdem das Land Preußen 
durch das Kontrollratsgesetz Nr. 46 aufge- 
löst worden ist, klarstellen, daß die Anstalt 
nunmehr den Charakter einer bundesunmit- 
telbaren Körperschaft des öffentlichen Rechts 
hat. 
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11. Begründung der einzelnen Gesetzes- 
bestimmungen: 

Zu Nr. 1 

Diese Bestimmung sieht in Verbindung mit 
der des § 3 des Gesetzentwurfs vor, daß die 
Beteiligung (Stammeinlage) des ehemaligen 
Landes Preußen am Grundkapital der Deut- 
schen Pfandbriefanstalt in seinem Gesamt- 
umfang mit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
auf den Bund übergehen soll, ohne daß es 
dazu noch besonderer tJbertragungshandlun** 
gen bedarf. 

Zu Nr. 2 

1 . 

Infolge der Auflösung des Landes Preußen 
durch das Kontrollratsgesetz Nr. 46 sind 
Zweifel darüber entstanden, ob die seinerzeit 
nach preußischem Recht errichtete Pfand- 
briefanstalt nunmehr als eine auf Bundes- 
recht oder als eine auf dem Recht des Landes 
des satzungsmäßigen Sitzes (Berlin) oder des 
verlagerten Geschäftssitzes (Wiesbaden) be- 
ruhende Anstalt oder Körperschaft des öf- 
fentlichen Rechts anzusehen ist. Um diese 
Zweifel auszuräumen, wird in § 2 des Geset- 
zes klargestellt, daß die Anstalt den Charak- 
ter einer bundesunmittelbaren Körperschaft 
des öffentlichen Rechts besitzt und als solche 
nach näherer Maßgabe ihrer Satzung (§§ 35 
ff.) der Aufsicht des zuständigen Bundes- 
ministers, d. h. des Bundesministers für 
Wirtschaft, untersteht, der die Aufsichts- 
befugnisse im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen und dem Bundes- 
minister für Wohnungsbau ausüben wird. 

Im Hinblick auf die Hauptaufgabe der 
Pfandbriefanstalt, die gemäß § 2 ihrer Sat- 
zung in der Gewährung von nichtlandwirt- 
schaftlichem Grundkredit besteht, ergibt sich 
die Befugnis des Bundesgesetzgebers zu der 
In § 2 des Gesetzes vorgesehenen Regelung 
aus Art. 74 Nr. 11 GG (Recht der Wirt- 
schaft, Bankwesen) in Verbindung mit Art. 74 
Nr. 18 GG (Wohnungswesen, Siedlungs- und 
Heimstättenwesen). Für die Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes spricht außerdem der 
Sachzusammenhang mit der Vorschrift des 
Art. 135 Abs. 4 GG, derzufolge die Vermö- 
gensverhältnisse ehemaliger preußischer Kör- 
perschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts im Falle eines überwiegenden Inter- 
esses des Bundes durch ein Bundes ge setz ge- 
klärt werden können. Es kommt schließlich 
hinzu, daß das Land Berlin als das Land des 
Satz ungs mäßigen Sitzes der Pfandbriefanstalt 


wegen der zur Zeit besteheruden staatsrecht- 
lichen Verhältnisse keine Hoheitsbefugnisise 
für das Gebiet der Bundesrepublik ausüben 
kann, und daß die Geschäftstätigkeit der An- 
stalt nicht auf das Land Hessen als Land des 
gegenwärtigen Geschäftssitzes beschränkt ist, 
sondern bereits seit dem Jahre 1934 auf die 
außerpreußischen Gebiete ausgedehnt wor- 
den ist. 

Es mag nach allem die mehr theoretische 
Frage dahingestellt bleiben, ob durch die in 
§ 2 des Gesetzes getroffene Regelung die 
Pfandbriefanstalt als eine bundesunmittel- 
bare Körperschaft gemäß Art. 87 Abs. 3 GG 
neu errichtet oder ob sie als eine bereits 
bestehende öffentlich-rechtliche Körperschaft 
nunmehr in die Bundesverwaltung gemäß 
Art. 130 GG überführt wird. 

2 . 

Die In § 2 des Gesetzes festgelegte Bezeich- 
nung der Pfandbriefanstalt als bundesunmit- 
telbarer „Körperschaft des öffentlichen 
Rechts“ (und nicht als Anstalt des öffentli- 
chen Rechts) Ist mit Rücksicht darauf ge- 
wählt worden, daß bei der Pfandbriefanstalt 
die körperschaftlichen und genossenschaft- 
lichen Elemente gegenüber den anstaltlichen 
Merkmalen überwiegen. Zwar werden die 
Begriffe „Körperschaft“ und „Anstalt des 
öffentlichen Rechts“ in der Praxis der Ge- 
setzgebung und Rechtsprechung vielfach 
nicht streng voneinander unterschieden, In- 
dem die Bezeichnung „Körperschaft“ mit- 
unter als Oberbegriff für juristische Personen 
(des öffentlichen Rechts) überhaupt verwen- 
det wird. Im allgemeinen pflegt man aber 
unter dem Begriff „Körperschaften“ nur die- 
jenigen juristischen Personen zusammenzu- 
fassen, welche genossenschaftlich aufgebaut 
sind, während als „Anstalten“ diejenigen be- 
handelt werden, welche keine Mitglieder ha- 
ben (zu vgl. Kommentar der Reichs- 
gerichtsräte zum BGB, Vorbern. 2 zu § 21 
BGB). Während also die Körperschaft eine 
Personenvereinigung auf aktienrechtsähnli- 
cher Grundlage darstellt. Ist die Anstalt des 
öffentlichen Rechts als ein zur juristischen 
Person erhobener Bestand an sachlichen und 
persönlichen Mitteln anzusehen (zu vgl. W. 
Jellinek Verwaltungsrecht, 3. Auflage 1931 
S. 179, 174). 

Die Pfandbriefanstalt ist nun nach ihrer sich 
aus der Satzung ergebenden Rechtsstruktur 
nicht als ein zur juristischen Person erhobe- 
nes bloßes Zweckvermögen, sondern als eine 
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Personenvereinigung des öffentlichen Rechts 
mit einem bestimmten Grundkapital organi- 
siert, das sich aus den Stammeinlagen der 
Anteilseigner zusammensetzt. Zwar wird ihr 
Verwaltungsrat, der für die Überwachung 
der laufenden Geschäftsführung und Ver- 
waltung der Anstalt zuständig ist, nach der 
Satzung (§ 26) nicht von der Hauptversamm- 
lung gewählt, sondern von den zuständigen 
Ministern berufen. Aber das Schwergewicht 
der Entscheidungen grundsätzlicher Art liegt 
bei der Hauptversammlung als dem obersten 
Organ der Anstalt. Diese ist nach § 32 der 
Satzung insbesondere für die Feststellung 
der Jahresbilanz und die Verteilung des 
Reingewinns, für die Entlastung des Vor- 
standes und des Verwaltungsrates, für die 
Entscheidung auf Beschwerde gegen Be- 
schlüsse des Verwaltungsrates, für die Ab- 
änderung der Satzung und für die Auflösung 
der Anstalt zuständig. 

Die Zusammensetzung der Hauptversamm- 
lung aber, die nur aus den Inhabern der 
Stammelnlagen (§ 31 Abs. 1 der Satzung), 
do h. aus nach freiem Entschluß beitretenden 
Mitgliedern — in erster Linie öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften oder Unterneh- 
men der öffentlichen Hand sowie Organi- 
sationen des gemeinnützigen Wohnungs- 
wesens — , besteht, kennzeichnet die Pfand- 
briefanstalt als eine aktienrechtsähnliche Per- 


sonenvereinigung des öffentlichen Rechts. Sie 
ist also nicht nur nach der Gründungs- 
urkunde vom 22. Juli 1922, in der Ihr die 
Rechte einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts verliehen worden sind, sondern auch 
nach ihrer rechtlichen Organisation als eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts zu cha- 
rakterisieren, wie dies in § 1 Abs. 1 ihrer 
Satzung ausdrücklich festgelegt ist. An dieser 
— ihrer Rechtsstruktur entsprechenden — 
rechtlichen Charakterisierung etwas zu än- 
dern, besteht anläßlich der Oberleitung der 
Kapitalbeteiligung Preußens auf den Bund 
durch ein Bundesgesetz keine sachliche Ver- 
anlassung. 

Zu § 3 

Diese Bestimmung, die sogenannte „Berlin- 
Klausel“, entspricht der Regelung des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 

Zu § 4 

Diese Bestimmung ist getroffen worden, um 
dem Land Berlin die zwischenzeitliche In- 
kraftsetzung des Gesetzes in Berlin zu er- 
möglichen und dessen gleichzeitiges Inkraft- 
treten im Bundesgebiet und im Gebiet des 
Landes Berlin sicherzustellen. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 22, Januar 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 17. Dezember 1953 — 6 — 51102 
— 1731/53 III — beehre Ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner 118. Sitzung am 22. Januar 1954 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines 

Gesetzes zur Überleitung der Beteiligung des 
ehemaligen Landes Preußen am Grundkapital der 
Deutschen Pfandbriefanstalt auf den Bund 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 135 
Abs, 5 und Artikel 87 Abs. 3 Satz 2 ln Verbindung mit Artikel 78 
des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 


Zinn 
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Änderungsvorschläge 


1. Die Eingangsworte zu dem Gesetz sind 
wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen:", 

Begründung 

a) Art. 135 Abs. 1 GG greift deshalb 
nicht ein, weil bei der Deutschen 
Pfandbriefanstalt der lokale An- 
knüpfungspunkt fehlt, der gegeben 
sein muß, damit Art. 135 Abs. 1 GG 
zum Zuge kommen kann. 

Art. 135 Abs. 2 greift ebenfalls nicht 
ein. Handelt es sich Im vorliegenden 
Fall um Finanzvermögen, so kann 
Art. 135 Abs, 2 GG nicht angewandt 
werden, da von Art. 135 Abs. 2 GG 
lediglich Verwaltungs vermögen er- 
faßt wird. Sollte es sich jedoch Im 
vorliegenden Fall um Verwaltungs- 
vermögen handeln, dann kann 
Art. 135 Abs. 2 GG deshalb nicht 
angewandt werden, weil das Land 
Hessen die entsprechenden Verwal- 
tungsaufgaben nicht allein übernom- 
men hat. 

Da weder Art. 135 Abs. 1 noch 
Art. 135 Abs. 2 GG elngreifen, han- 
delt es sich nicht um ein Gesetz ge- 
mäß Art. 135 Abs. 4 GG, sondern um 
ein Gesetz nach Art. 135 Abs. 5 GG, 
das nur mit Zustimmung des Bundes- 
rates ergehen kann. 

b) Bei den Zweigstellen und Repräsen- 
tanzen der Deutschen Pfandbrief- 
anstalt handelt es sich um einen Mit- 
tel- und Unterbau im Sinne von 
Art. 87 Abs. 3 Satz 2 GG, der auch 


auf bundesunmittelbare Körperschaf- 
ten und Anstalten angewandt werden 
muß. Gesetze gemäß Art. 87 Abs. 3 
Satz 2 GG bedürfen aber der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

2. Nachstehender § 1 a ist in den Gesetz- 
entwurf aufzunehmen: 

»§ la 

Der Bund wird mit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes Schuldner der Ausgleichs- 
forderungen der Deutschen Pfandbrief- 
anstalt.“ 

Begründung 

Nach § 1 des Entwurfs geht die Beteili- 
gung des ehemaligen Landes Preußen am 
Grundkapital der Deutschen Pfandbrief- 
anstalt auf den Bund über. Es muß ge- 
fordert werden, daß der Bund auch 
Schuldner der Ausgleichsforderungen der 
Deutschen Pfandbriefanstalt wird, da es 
nicht angebracht ist, daß der Bund nur 
die Aktiven und nicht auch die damit Im 
Zusammenhang stehenden Schulden über- 
nimmt. 

Durch diese Regelung wird die Frage, ob 
die Ausgleichsforderungen allgemein von 
den Ländern auf den Bund übergehen 
oder ob sie bei den Ländern bleiben 
sollen, nicht berührt. Im übrigen hat der 
Bund bereits in einem anderen Falle, 
nämlich im Zusammenhang mit dem Ge- 
setz über Leistungen aus vor der Wäh- 
rungsreform eingegangenen Renten- und 
Pensionsversicherungen vom 11. Juni 1951 
(BGBl. I S. 379) Ausgleichsforderungen 
In Höhe von 1,2 Milliarden DM über- 
nommen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Den beiden Änderungsvorschlägen des Bun- 
desrates zu dem obigen Gesetzentwurf kann 
nicht zugestimmt werden. Die Bundesregie- 
rung ist insbesondere auch — im Gegensatz 
zum Bundesrat — der Auffassung, daß der 
Gesetzentwurf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, weil er sich auf Art. 135 
Abs. 4 (nicht Abs. 5) GG stützt und weil 
die Vorschrift des Art. 87 Abs. 3 Satz 2 GG 
auf die Zweigstellen und Repräsentanzen der 
Deutschen Pfandbriefanstalt nicht anwendbar 
ist. 

Zu Nr. 1 

Die Bundesregierung hält den Gesetzentwurf 
aus folgenden Gründen nicht für zustim- 
mungsbedürftig: 

a) Der Bundesrat ist der Auffassung, daß 
der Gesetzentwurf nicht auf Art. 135 
Abs. 4 GG gestützt werden könne, weil 
weder Abs. 1 noch Abs. 2 des Art. 135 
GG eingreife. Dementgegen vertritt die 
Bundesregierung den Standpunkt, daß 
die Beteiligung (Stammeinlage) des ehe- 
maligen Landes Preußen am Grundkapi- 
tal der nach Wiesbaden verlagerten Deut- 
schen Pfandbriefanstalt als ehemals preu- 
ßisches Finanzvermögen nach dem 8. Mai 
1945 gemäß Art. 135 Abs. 1 GG auf das 
Land Hessen als Sitzland der verlagerten 
Pfandbriefanstalt übergegangen Ist. Der 
vom Bundesrat vermißte „lokale An- 
knüpfungspunkt“ ist bei der Beteiligung 
Preußens am Grundkapital der Pfand- 
briefanstalt als Vermögenswert natür- 
licherweise In dem Sitz (Geschäftssitz) 
der verlagerten Anstalt In Wiesbaden ge- 
geben. Das Grundkapital der verlagerten 
Anstalt und damit auch die Beteiligung 
(Stammeinlage) Preußens an diesem 
Grundkapital kann nur als am Sitz (Ge- 
schäftssitz) der verlagerten Anstalt, d. h. 


In Wiesbaden, belegen angesehen wer- 
den. 

Überzeugende Gründe, aus denen sich er- 
gibt, daß der für privat rechtlich organi- 
sierte Unternehmen allgemein anerkannte 
Rechtsgrundsatz des Sitzes des Unterneh- 
mens als Anknüpfungspunkt für die Zu- 
ständigkeit des Gesetzgebers auf Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts — wie die 
Pfandbriefanstalt — keine entsprechende 
Anwendung finden kann, hat der Bundes- 
rat nicht dargetan. Auch die Tatsache, daß 
die Pfandbriefanstalt erst nach dem In- 
krafttreten des Grundgesetzes durch Erlaß 
des Herrn Hessischen Ministers der Finan- 
zen vom 28. September 1949 als (mit Wir- 
kung vom 20. Februar 1945) verlagertes 
Geldinstitut mit Geschäftssitz in Wies- 
baden anerkannt worden Ist, steht der 
Auffassung der Bundesregierung nicht ent- 
gegen. Denn der Herr Hessische Minister 
der Finanzen hat bereits mit Erlaß vom 
19. Juni 1947 — B V 1 — der Verlegung 
der Hauptverwaltung der Pfandbrief- 
anstalt, die zunächst von Freising (Ober- 
bayern) nach Frankfurt (Main) verlegt 
worden war, nach Wiesbaden förmlich 
zugestimmt. Spätestens seit diesem Zeit- 
punkt war also Wiesbaden der von der 
zuständigen obersten Aufsichtsbehörde 
anerkannte Geschäftssitz der Pfandbrief- 
anstalt im Bundesgebiet. 

Falls der Bundesrat von der Erwägung 
ausgegangen sein sollte, daß sich die von 
der Pfandbriefanstalt bereitgestellten Hy- 
pothekendarlehen zur Finanzierung von 
Wohnungsbauten nicht auf das Gebiet 
der Länder Hessen und Berlin beschrän- 
ken, die Tätigkeit der Anstalt also über- 
regionaler Art ist, Ist der Ansicht des 
Bundesrates entgegenzuhalten, daß sich 
die überregionale Tätigkeit der Pfand- 
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brlefanstalt — ähnlich wie die über die 
Grenzen eines Landes hinausgehenden 
Geschäfte einer Privatbank — in recht- 
licher Hinsicht auf den Sitz des Unter- 
nehmens konzentriert, d. h. ihren recht- 
lichen Schwerpunkt In dem Sitz (Ge- 
schäftssitz) in Wiesbaden findet. 

Da nach alledem die Kapitalbeteiligung 
Preußens am Grundkapital der verlager- 
ten Pfandbriefanstalt an sich gemäß 
Art. 135 Abs. 1 GG dem Land Hessen 
als Sitzland zusteht, rechtfertigt sich die 
In dem Gesetzentwurf vorgesehene hier- 
von „abweichende Regelung'^ — nämlich 
die Übertragung der Kapitalbeteiligung 
Preußens auf den Bund — nach Abs. 4 
des Art. 135 GG durch das überwiegende 
von den Ländern anerkannte Interesse 
des Bundes an der Pfandbriefanstalt als 
überregionalem, Im ganzen Bundesgebiet 
tätigen Grundkreditinstitut zur Finan- 
zierung des sozialen Wohnungsbaus. Der 
Gesetzentwurf bedarf daher als Bundes- 
gesetz nach Art. 135 Abs. 4 GG nicht der 
Zustimmung des Bundesrates. 

b) Auch der Ansicht des Bundesrates, daß 
sich die Zustimmungsbedürftigkeit des 
Gesetzentwurfs aus Art. 87 Abs. 3 Satz 2 
GG ergebe, kann nicht zugestimmt wer- 
den. Bei den Zweigstellen und Repräsen- 
tanzen der Deutschen Pfandbriefanstalt 
handelt es sich keineswegs um einen Mit- 
tel- und Unterbau im Sinne der eben- 
erwähnten Bestimmung des Grundgeset- 
zes. Abgesehen davon, daß es schon an- 
gesichts des Wortlauts das Art. 87 Abs. 3 
Satz 2 GG zweifelhaft erscheint, ob diese 
für „bundeseigene Mittel- und Unter- 
behörden“ geltende Vorschrift einer ent- 
sprechenden Anwendung auf Einrichtun- 
gen der mittelbaren Bundesverwaltung 
fähig Ist, muß im vorliegenden Sachzu- 
sammenhang insbesondere auch der Um- 
stand berücksichtigt werden, daß die nur 
In einigen Ländern bestehenden Zweig- 
stellen und Repräsentanzen der Pfand- 
briefänstalt keinerlei hoheitliche Entschei- 
dungen zu treffen haben, durch welche 
die Verwaltungszuständigkeit der Länder 
beeinträchtigt würde. Diese Zweigstellen 
und Repräsentanzen sind also nicht als 
mittlere und untere Instanzen Im Sinne 
von Art. 87 Abs. 3 Satz 2 GG, sondern 
lediglich als Teile der Zentralstelle selbst 
anzusehen. Sie sind unselbständige Au- 
ßenstellen einer Hypothekenbank, die 


keine behördlichen und verwaltungsmäßi- 
gen Aufgaben zu erfüllen hat; die Bank 
hat nur im Hinblick auf die ihr Im öf- 
fentlichen Interesse übertragenen beson- 
deren Finanzierungsaufgaben die Eigen- 
schaft einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts erhalten. 

Zu Nr. 2 

Der vom Bundesrat gewünschten gesetz- 
lichen Übernahme der Ausgleichsschuld ge- 
genüber der Pfandbriefanstalt durch den 
Bund als neuen Schuldner, wie sie durch die 
vorgeschlagene Einfügung eines § 1 a In den 
Gesetzentwurf bezweckt wird, muß die 
Bundesregierung ebenfalls widersprechen. 
Dem vom Bundesrat zur Begründung 
geltend gemachten Verlangen, der Bund 
könne nicht nur die Aktiven des ehemals 
preußischen Vermögens, sondern müsse auch 
die damit in Zusammenhang stehenden 
Schulden übernehmen, hat der Bund Im 
Hinblick auf die Deutsche Pfandbriefanstalt 
sachlich bereits Rechnung getragen: 

Der Bundesminister der Finanzen hat den 
Herren Finanzministern der Länder den Ab- 
schluß einer Verwaltungsvereinbarung an- 
geboren, aufgrund deren den Ländern — 
ohne Anerkennung einer Rechtsverpflich- 
tung des Bundes und ohne damit einer künf- 
tigen grundsätzlichen Regelung des Gesamt- 
gebietes der Ausgleichsforderungen vorzu- 
greifen — die gesamte ihnen aus den Aus- 
gleichsforderungen der Pfandbriefanstalt er- 
wachsende Effektivbelastung insoweit zu 
Lasten des Bundeshaushalts erstattet werden 
soll, als sie In der Zeit nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzentwurfs entstehen wird. 
Dabei handelt es sich in erster Linie um die 
Erstattung der von den Ländern zu zah- 
lenden Zinsen auf die Ausgleichsforderungen 
der nach Wiesbaden verlagerten Pfandbrief- 
anstalt in Höhe von jährlich rd. 935 000 DM. 
Die darüber hinaus von den Ländern gefor- 
derte gesetzliche Übernahme der Schuldner- 
schaft für die Ausgleichsforderungen der 
Pfandbriefanstalt durch den Bund (anstelle 
der Länder) steht mit der grundsätzlichen 
Regelung der Schuldnerschaft für die Aus- 
gleichsforderungen der Geldinstitute im Um- 
stellungsgesetz und seinen Durchführungs- 
verordnungen im Widerspruch (zu vgl. § 11 
Abs.2UG, §10 Abs.l der 2.DVO/UG, §8 
der 35.DVO/UG). Diese Vorschriften bestim- 
men, daß Schuldner der Ausgleichsforderungen 
der Geldinstitute die Länder sind, und zwar 
Imr Einzelfalle dasjenige Land, in welchem das 
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Geldinstitut seinen Sitz oder Ort der 
Niederlassung hat. Für verlagerte Geld- 
institute — wie die Pfandbriefanstalt — re- 
gelt § 8 der 35. DVO/UG die Aufteilung der 
Ausgleichslast auf die Länder des Währungs- 
gebiets (Bundesgebiets). Lediglich für die 
Ausgleichsforderungen der Bank deutscher 
Länder und des Postsparkassenamtes sind 
als Schuldner zunächst das Vereinigte Wirt- 
schaftsgebiet und die Länder des franzö- 
sischen Besatzungsgebiets bestimmt worden 
(§11 Abs. 2 UG), an deren Stelle dann der 
Bund getreten Ist (zu vgl. Art. 133 GG). 

Dagegen hat das Umstellungsrecht bewußt 
davon abgesehen, die Schuldnerschaft für die 
Ausgleichsforderungen solcher überregionaler 
Geldinstiute, die früher dem Einfluß oder 
der Aufsicht des Reiches oder des Landes 
Preußen unterstanden und nunmehr der Zu- 
ständigkeit des Bundes unterliegen, etwa ab- 
weichend von den Ausgleichsforderungen der 
übrigen Geldinstitute zu regeln und insoweit 
anstelle der Länder das Vereinigte Wirt- 
schaftsgebiet oder — später — den Bund als 
Schuldner der Ausgleichsforderungen zu be- 
stimmen. Bund und Länder sind an diese ge- 
setzliche Regelung der Ausgleichsforderun- 
gen Im Umstellungsgesetz so lange gebunden, 
bis etwa das gesamte Gebiet der Ausgleichs- 
forderungen anderweitig geregelt wird. Einer 
solchen Gesamtregelung würde die von den 
Ländern geforderte Übernahme der Aus- 
gleldisschuld gegenüber der Pfandbrief- 
anstalt durch den Bund vorgreifen und eine 
für den Bund keinesfalls annehmbare Fest- 


legung von weitgehender Tragweite be- 
deuten. 

Der Hinweis des Bundesrates auf die vom 
Bund übernommene Schuldnerschaft für die 
sogenannten Renten ausgleichsforderungen, 
wie sie In dem Gesetz über Leistungen aus 
vor der Währungsreform eingeangenen Ren- 
ten- und Pensionsversicherungen in der Fas- 
sung vom 15. Februar 1952 (BGBl. I S. 118) 
festgelcgt ist, greift fehl. Denn die Regelung 
des Rentenaufbesserungsgesetzes beruht auf 
ganz anderen Erwägungen sozialer Art. Es 
will den Privatversicherten eine Aufbes- 
serung ihrer privaten Renten In Anpassung 
an die Regelung der im Verhältnis 1:1 um- 
gestellten Renten der Sozialversicherung ge- 
währen. Die mit dieser Aufbesserung ver- 
bundenen zusätzlichen Lasten — und nur 
diese — sind vom Bund übernommen und 
durch Ausgleichsforderungen gegen den Bund 
gedeckt worden. Diese sogenannten Renten- 
ausgleichsforderungen unterscheiden sich 
hiernach von den aus der Währunesumstel- 
lung herrührenden Ausgleichsforderungen 
der Geldinstitute, Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen, deren Schuldner 
die Länder sind, so grundsätzlich, daß die 
im Rentenaufbesserungsgesetz getroffene 
Sonderregelung eine Verallgemeinerung und 
Ausdehnung auf die Ausgleichsforderungen 
nach dem Umstellungsgesetz keinesfalls zu- 
läßt. 

Die Bundesregierung kann daher der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Einfügung des 
obenerwähnten § 1 a in den Gesetzentwurf 
nicht zustimmen. 
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